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Verkündet
am 29° November 1962

I m N a m e n d e s V o l k e 3

In Sachen

des Landes Baden-Württemberg, vertreten durch das
Landesversorgungsamt Baden—Württemberg, Stuttgart-

W.‚ Rosenbergstraße 122, '

‘Beklagten und Revisionsklägers,

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

‚Prozeßbevollmächtigtei;

hat der 9" Senat des Bundessozialgeriehts auf die

mündliche Verhandlung vom 29, November 1962, an
der mitgewirkt haben V

Senatspräsident Dr„ W e i'ß
als Vorsitzender,

Bundesriehter Dr° S e h w a n k h a r t

und Bundesriehter Dr„ M a i s c h
als weitere Berufsriehter,

Bundessozialrichter R h e i_n ’

und Bundessozialrichter Dr° P a u 1
als ehrenamtliche Be

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des

_Ländessozialgerichts Baden—Württemberg vom 150 Ja—

nuar 1958 wirdzurüekgewiesen° "

Der Beklagte hat den Kläger die außergeriehtlichen

Kosten des Revisionsverfehrens zu erstatten„

V o n R c c h t s W e g e n „

_'2
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G r ”_n d e :_

Der Kläger war bis zu seiner Einberufung zum ?ehrdienst im Dezem—

ber 1943 bei den Deutschen Orthopädischen Werken als orthopädischer

Schuhmacher beschäftigt° 1945 bestand er die Meisterprüfung in die-

sem Handwerk°

Während seines Kriegseinsatzes in Polen 1944 erkrankte der Kläger

an einer chronischen Regenbogenhautentzündung beider Augen„ Mit

Bescheid vom 20 September 1946 erkannte das Versorgungsamt (Versorgä

Regenbogenhautentzündung beider Augen bei normalem Sehvermögen des

linken Auges und wenig herabgesetztem des rechten Auges als Wehr—

dienstbeschädigung und Beschädigung bei besonderem Einsatz n ch

dem Wehrmachtfürsorge— und —vers rgungsgcsetz (WFVG) an; Ver or—

go
(’)

gungsbezüge wurden nicht gewährt°

Im Januar 1952 beantragte der Kläger Versorgung nach dem Bundesver—

sorguhgsgcsetz (BVG) wegen schwerer rheumatischer Beschwerden und

Augen— und Ohrenleidens° Das VersorgA erkannte mit Bescheid von 22°

November 1952 geringe Herabsetzung des Sehvermögens beider Augen

nach Regenbogenhautöperatbnun Trommelfellnerbe links und Schwer-

hörigkeit beiderseits als Schädigungsfolgen an° Die Anerkennung des

rheumatischen Leidens lehnte es ab, weil es sich bei den im Rücken

und in den Gliedmaßen empfundenen rheumatischen Beschwerden nicht

um echten Gelenkrheumatismus, sondern um alters— und anlagebeding—

te Verbrauch::ehäde■ handele° Wegen der anerkannten Gesundheits—

störungen bewilligte das VersorgA keine Rente„ Es nahm an, die Er—

vcrbsfähigzcit sei dadurch um weniger als 25 v„H° gemindcrt.

Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG), auf das die Berufung nach

Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzcs (SGG) als Klage übergegen—

gen war, schlug der Beklagte mit Schreiben vom 28„ Dezember 1955

vor, dem Kläger für die anerkannten Sehädigungsfolgen ab 10 Juli

1955 eine Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB)

um 40 VOH„ zu gewähren° Der Kläger lehnte ab° Er beantragte, ihm

unter weiterer Anerkennung des Rheumas im Sinne richtunggebendcr

Verschlimmerung Rente ab 1° Januar 1952 nach einer MdB um 50 v„H„

und ab 1° Februar 1955 nach einer MdB um 50 V„H„ zu gevährcng Das

SG verurteilte den Beklagten mit Urteil von 7° Februar 19569 in
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Abänderung des angefochtenen Beseheides die Schädigungsfol—

gen in der Fassung "Erhebliche Herabsetzung des Sehvermögens

beider Augen nach Regenbogenhautoperationen, Trommelfellnar—

be links, Sehwerhörigkéit beiderseits" im Sinne der Entste—

hung anzuerkennen und dem Kläger ab 10 Januar 1952 Rente

nach einer MdB um 25 V.‚H° und ab 1° Februar 1955 um 50 V„H„
zu gewähren; im übrigen wies es die Klage ab, Das SG ging

für die Zeit bis Februar 1955 von einer Einzel—MdB um 15 vol-I°
für das Augenleiden und um 10 V„H„ für das Ohrenleiden aus
und hielt für beide Leiden als Mittelwert eine Gesamt-Hd3

um 25 VOH„ für gerechtfertigt, weil sich das Sehvermögen

bis zu diesem Zeitpunkt zusehends verschlechtert habe, Für

die Zeit ab Februar 1955 schätzte es die Einzel—MdB für das

Augenleiden auf 50 V°Ho und nahm unter Berücksichtigung der

beiderseitigen Schwerhörigkeit und der besonderen beruflichen

Betroffenheit des Klägers eine Gesamt—MdB um 50 VCH, an°

Mit der Berufung beantragte der Beklagte, das Urteil des SG

insoweit aufzuheben, als dem Kläger ab 10 Februar 1955-Rente

nach einer MdB um 50 VDH, zugesprochen wurde, und über daSu
}}Vergleichsangebot vom 280 Dezember 1955 hinausgehende Ansprü—

che abzuweiseno Die Berufung richte sich nur gegen die Erhö—

hung der MdB von 40 auf 50 V„H° Die berufliche Betroffenheit

sei bei einer Bewertung der MdB mit 40 v„H° bereits berück—

sichtigt° Die Erhöhung der MdB um 10 v„H° sei den Verhältnis-

sen ent5prechend und angemessen, Es bleibe zu beachten, daß,

der Kläger seinen Beruf als orth0pädischer Schuhmacher seit

Kriegsende nicht mehr ausseübt habe, obwohl er bis zu der im
Februar 1955 eingetretenen Verschlimmerung der Sehstörungen

hierzu in der Lage gewesen sei° Er habe seinen erlernten Beruf

freiwiliig aufgegeben und sei als Landwirt und Weingärtner

tätig; als solcher habe er eine gesicherte Existenz, Demgegen—

über wies der Kläger darauf hin, daß er infolge der Herabset—

zung des Sehvermögens an beiden Augen tatsächlich seit der
Rückkehr aus dem Kriegsdienst nicht mehr in der Lage gewesen 1

sei, seinen Beruf als orthopädischer Schuhmacher auszuübeno

Als Meister würde er aber - wie sich aus der Bescheinigung
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der Deutschen Orthopädischen Werke in Stuttgart vom 80 Juni 1956

crgebe - ein Gehalt von 450‚— DM monatlich erhalten°

Das Landessozialgericht (LSG) änderte mit Urteil vom 150 Januar

1958 das Urteil des SG dahingehend ab, daß dem Kläger für die

dort festgelegten Schädigungsfolgen Rente nach einer MdB um 50 VOH„

ab 10 Juli 1955 zu bewilligcn sei; der weitergehende K ageantrag

wurde abgewiesen, die Berufung im übrigen zurückgewiesen° Das LSG
hielt einen Rentcnansprueh des Klägers für die Zeit bis Februar

1955 für unbegründet, weil nur eine MdB um 15 V„H, angenonxen wer—
den könne° Dagegen habe der Beklagte selbst zugestanden‚ daß zwi—

schen den Untersuchungen von 2° Februar und 15° September 1955

eine wesentliche Verschlechterung des Augenleidens eingetreten

sei° Er habe hierbei dem Gutachten der Tübinger Augenklinik vom

150 September 1955 Rechnung getragen und als Zeitpunkt der Ver—

schlechterung des Sehvernögens den dazwischen liegenden 10 Juli

1955 festgelegt° Hierbei sei der Beklagte bei Annahme einer HdE

um 40 v„H„ von seiten der Augen bewußt über das Tübinger Gutach—
ten hinausgegangen, das die MdB auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

nur auf 50 voHo geschätzt habe, Er habe dem Begehren des Klägers,

seine berufliche Betroffenheit zu berücksichtigen, bis zu einem

gewissen Umfang stattgebeh wollen° Das sei auch richtig gewesen°
Der Kläger habe den Lebensberuf eines orthopädischen Schuhmachers

gewählt, den er trotz seines Augcnlcidens objektiv bct‘achtct

noch bis 1955 habe ausüben können° Er habe sich die Wiederaufnah—

me seiner bisherigen Tätigkeit aber nicht mehr zugcmutet, um so

mehr, als die Regenbogenhautcntzündung bereits im Februar 1946 er—

neut aufgetreten sei, Als Grund dafür habe der Kläger sowohl ge—

genüber dem Zeugen Briegcr als auch bei der internistisehen Unter—

suchung am 27„ Oktober 1952 und bei der augenärztlichen Untersu—

chung am 15° September 1955 sein Augenlcidcn angegeben„ Im Gegen—

satz hierzu habe der Zeuge Stange bekundet, der Kläger habe nach

Kriegsende geäußert, er habe mit seinen Weinbergen genug zu tun°

Wenn der Beklagte hieraus folgere, der Kläger habe seinen erlern-

ten Beruf in den ersten Nachkriegs'ahren freiwillig aufgegeben

und sei aus rein wirtschaftlichen Gründen Weingärtncr und Land—

wirt geworden, möge das zwar richtig sein, schließe jedoch nicht

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

aus, daß der Kläger jedenfalls seit 1955 beruflich besonders
betroffen sei° Eine besondere berufliche Betroffenheit sei

bereits gegeben, wenn der Beschädigte seinen erlernten Beruf

wegen der Art der Schädigungsfolgcn objektiv nicht mehr aus—

üben könne; es spiele keine Rolle, ob er ihn zur Zeit wirk—

lich ausüben wolle, Schon allein der Verlust bestimmter Mög—

lichkeiten auf beruflichen Gebiet sei als Schaden anzusehen°

Darüber hinaus sei auch die sehr bescheidene Tätigkeit eines

Weingärtners und Landwirte mit etwa 70 ar Grundvcrmögen dem
ursprünglichen Beruf eines orthopädischen Schuhmachermeisters

nicht gleichwertig° Das VersorgA habe wegen eines Ausgleichs

durch zumutbare arbeits— und berufsfördernde Maßnahmen bisher

nichts unternommen° Es bestehe nach alledem keine Veranlas—

sung, die Auffassung des SG zu beanstanden, daß wegen der be—

ruflichen Betroffenheit des Klägers von 1955 an eine MdB um
50 qu° angenommen habe° Bei der Festsetzung des Beginns die—

ser MdB sei dem Beklagten insoweit zu folgen, als er die Ver—

schlechterung der Sehschärfc schätzungsweise am 1„ Juli 1955

eintreten lasse, einem Zeitpunkt zwischen der Untersuchung

im Februar 1955 und der im September 1955° Das LSG ließ die
Revision zu, weil es der Frage grundsätzliche Bedeutung bei—

maß, ob die objektive Unmöglichkeit, den früheren Beruf aus—

zuüben, genüge, um eine besondere berufliche Betroffcnheit

anzunehmen,

Mit der Revision beantragt der Beklagte, das Urteil des LSG
Baden—Württemberg vom 15, Januar 1958 insoweit aufzuheben,

als dem Kläger ab 1, Juli 1955 Rente nach einer MdB um 50 v„H„

zugesprochen wurde° Das LSG habe 5 30 Abs° 1 Satz 2 BVG falsch

ausgelegt, Es entspreche nicht dem Willen des Gesetzgebers, ei—

nem Beschädigten, der gar nicht die Absicht habe, seinen er—

lernten Beruf auszuüben, die Vergünstigung dieser Vorschrift

zu:ubilliven° Folglich sei beim Kläger eine Höherhewertung

seiner MdB wegen besonderer beruflicher Betroffenheit nicht

begründet, Der Kläger habe freiwilli auf die Ausübung seines

Berufes als orthopädischer Schuhmacher verzichtet, um als Wein—

gärtner tätig sein zu können, Bis zur Währungsr form seien sol-
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ehe Fälle zwar keine Seltenheit gewesen° Nach diesem Zeitpunkt
hätten es die bis dahin berufsfrcmd tätig gewesenen Personen je—

doch in der Regel v0rgezogcn, wieder in ihren erlernten Beruf zu—

.rüekzukehren° Der Kläger sei aber trotz der zweifellos guten Ver-

dienstmögliehkeiten eines orthopädischen Schuhmachermeistcrs

weiterhin Weingärtner geblieben, Das LSG habe offenbar die Tätig—

keit eines Weingärtncrs gerade in Stuttgart—Uhlbech, wo Spitzen-

wein3 erzeugt würden, völlig verkannt, wenn es dessen Arbeit als

sehr bescheidene Tätigkeit bezeichnet habeo Der jetzige Beruf des

Klägers als Weingärtner sei gegenüber dem Beruf eines orthopädi—

schen Schuhmachermeisters zumindest sozial gleichwerti‚„ Wäre dies

nicht der Fall, dann hätte sieh der Kläger in den vergangenen Jeh-

ren längst um eine andere Tätigkeit bemüht, Das LSG habe diese

Frage nicht sorgfältig geprüft° 'V ' ' '

Der Kläger beantragte, die Revision zurückzuweisen° Das Vorbringen

des Beklagten sei inkonsequent° Der Beklagte habe der besonderen

beruflichen Betroffcnheit des Klägers schon dadurch Rechnung ge—
tragen, daß er noch während des Verfahrens vor dem SG als Ver—

gleich die Feststellung einer MdB um 40 v„Ho angeboten habeo Auch

im Berufungsverfahren habe er sich nur gegen den vom SG ausge—

sprochencn-Grad der MdB für die berufli0he Betroffenhcit gesandt°

Der Streit sei bisher nur darum gegangen, ob die besondere beruf—

liche Betroffenheit mit einem Mehr von 10 oder 20 v„Ho der MdB

zu bewerten sei; er habe mithin
nur die Höhe, nicht aber den Grund

des Mchrenspruchs betroffeno Um so euffälliger sei, daß der Be—

klagte im Revisi nsvcrfahren eine Höherbevcrtung der M“ nach 5 30

Abs, 1 Sitz 2 BVG überhaupt nicht mehr für begründet halte, Die
Auslegung dieser Vorschrift durch das LSG sei aber auch rechtlich

nicht zu beanstcnden° Es stehe fest, daß der Kläger mindestens

seit dem 1, Juli 1955 nicht mehr in der Lage sei, seinen früheren

Beruf auszuüben° Damit seien die Voreussctzungen des 5 30 Abs() 1
Satz 2 BVG bereits erfüllt, Es komme nicht darauf an, ob er nach

dem Kriege freiwillig auf die Ausübung seines Berufe verzichtet
habe, was des LSG offengelassen habe° Die weitere Revisionsrüge,

das ISG habe nicht mit der erforderlichen Sorgfalt geprüft, ob

er als Weingärtner einen sozial gleichwertigen Beruf ausübe und
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somit seine soziale Stellung gegenüber früher habe behaupten

können, sei als Verfahrensrüge nicht schlüssig, weil sie nicht

den in 5 164 Abs° 2 Satz 2 SGG vorgeschriebenen Anforderungen
entsprecheo Sie sei auch unbegründet, weil das LSG zutreffend

festgestellt habe, daß der Kläger die sehr bescheidene Tätig—

keit eines Weingärtners und Landwirte mit etwa 70 er Grund—

vermögen ausübe° @ 30 Abs° 1 Satz 2 BVG setze nicht voraus,

daß ein Beschädigter besonder hgrt betroffen sein müsse,

Die nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 SGG statthafte Revision ist form—
und fristgerecht eingelegt und begründet werden (55 164, 166

SGG) und damit zulässig° Sie ist jedoch nicht begründet"

Der Senat konnte unerörtert lassen, welche rechtliche Bedeu—

tung dem Umstand zukommt, daß der Beklagte in seinem Ver—
.

5,

gleichsengebot vom 280 Dezember 1955 offenbar einem beim Klä—

ger vorhendenen besonderen beruflichen Betroffensein Rechnung

getragen und auch im Berufungsverfehren ein solches ausdrück-

lich zugestenden hat° Denn die Annahme des LSG, der Kläger sei

durch die Art der Schädigungsfolgen in seinem vor der Schädi-

gung susgeübten Beruf als orthopädischer Schuhmachermeis 0

besonders betroffen, erwies sich jedenfalls im Ergebnis als

zutreffend°

Ein besonderes berufliches Betroffensein liegt vor, weil der

Kläger seit 1955 den erlernten Beruf wegen der bei ihm aner—
kannten Schädigungsfolge objektiv nicht mehr ausüben kann und

sein jetziger Beruf als Weingärtner und Landwirt gegenüber sei—

nem früheren Beruf als orthopädischer Schuhmachermeister nicht

gleichwertig ist, Niehtgleiehwerti is in der Regel jeder Be—

ruf, der gegenüber dem früheren zu einer erheblichen wirtschaft—

lichen Binbuße des Besehädigten führt (vglo BSG 12, 212 mit

weiteren Hinweisen)° Diese Voraussetzung hat das LSG zu Recht

als erfüllt angesehen° Nach den insoweit nicht bzw, erfolglos

engegriffenen Feststellungen des Berufungsgerichts ist des Ein—

kommen des Klägers als Weingärtner und Landwirt erheblich ge-

ringer als das Gehalt, des der Kläger als orthopädischer'öehuh-

machermeister beziehen wurde, Als orthopädischer Sehn-mc her—

meister (Werkmeister) Wäre dem Kläger nach der Bescheinigung
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seines früheren Arbeitsgebers, der Deutschen Orthopädischen

Werke Stuttgart, von 8° Juni 1956 ein monatliches Gehalt von‘

450,— H gezahlt werden° Dieser Verdienst liegt bei weitem über
dem Einkommen, das der Kläger nach den vorhandenen Unterlagen

monatlich als Weingärtner und Landwirt erzielte, Unstreitig ge—

hört dem Kläger ein Grundvermögcn von 70 ar in S „uttgart_ Uhlea ch

Die Größe und die Lage dieses Grundbesitzes rechtfertigen jedoch

entgegen der Auffassung der Revision nicht die Annahme, daß der

jetzige Beruf des Klägers dem Beruf eines orthopädischen Schuh—

machermeisters gleichwertig ist° Auch wenn es zutrifft, daß in

der Karkung Stustgart—Uhlbaeh fast ausschließlich nur Qualitäts—

bzw° Sp tzenweine erzeugt werden, für die seit Jahren überdureh—
schnittliche Preise er2ielt werden, ist hieraus nicht ohne weite—

res zu sehlicßen, daß die vom Kläger ausgeübte Tätigkeit als Wein—

gärtner und Landwirt seinem früher ausgeübten Beruf in wi rtschaft—

licher Hinsicht gleichzusetzen ist, Entscheidend ist vielmehr al—

lein, welche Einkommensverhältnisse beim Kläger vorliegen, Sein

Einkommen als Es=inngä rtner und Landwirt weicht jedoch wesentlich

tr ovon den Verdiens glichkeiten eines orthopädischen Schuhmacher—

er C
!)

meisters ab, Nach d escheinigung des Finanzamtcs Stuttgart—O t

vom 26° Januar 1952u nd nach einer Auskunft dieses Fine cmtes

aus dem Jahre 1956 ist das Einkor zmen des Klagers aus der Lendwirt—

schaft mit 10924,— IM für 1949, mit 1,564‚— DM für 1952, mit

1 52 5,— II für 1955 und mit 1,751,- LI für 1954 vera nlagt norden°

Das ergibt ein durchschnittliehes Iionatseinko.nen von ca„ 150,-

bis_ca° 160,— IM; auch wenn die Bescheinigung über ein Gehalt von
450,— DE erst im Juni 1956 ausgestellt wurde, kann unter Berück—

sichtigung früherer geringerer Vergütung als orthopädischer Schuh—

macher- bzw° errkmeister davon ausgegangen werden, daß das Konats—

einkommcn des Klägers als Weingürtncr und Landwirt die Halfte des

Monatsverdienstes eines orthopadischen Schuhmachermeisters nicht
überschritten hat() Bei dieser Sachlage ist es nicht zu bee stan—

den, daß das LSG die Tätigkeit des Klägers al Wein ärtner und

Landwirt gegenüber dem früher ausgeübtcn Beruf als wirtschaftlich

nicht gleichwertig angesehen hat° Dem steht auch nicht entgegen,

daß die Einkommensverhältnicse des Klägers in seinem jetzigen Be—

ruf für die Jahre 1955 und danach nicht weiter ermittelt werden
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sind° Zu einer solchen Sachaufklärung hat sich das Berufuhgs—l

gerieht nicht gedrängt zu fühlen brauchen, da kein Anhalt gege—

ben ist, daß das Einkommen des Klägers als Weingürtner und
Landwirt im Verhältnis zum Verdienst als orthopädischer Schuh—

machermeister später wesentlich gestiegen wäre,

Auch die Tatsache, daß der Klä er nach dem Kriege seinen frü—

heren Beruf nicht mehr aufgenommen hat, obwohl er objektiv- '

medizinisch gesehen die Tätigkeit als orthopädischer Schuhma—

chermeister bis 1955 noch ausüben konnte, schließt sein be—

rufliches Betroffensein nicht aus, Das LSG hat festgestellt,

daß der Kläger in seinen früher ausgeübten Beruf deshalb nicht'

zurückgekehrt ist, weil er wegen seines Augenleidens lange im

Lazarett lag und er sich danach die Wiederaufnahme seiner bis—

herigen Tätigkeit nicht mehr zumutete,unsanehrckadb Eq;nkre■äut—

entzündung bereits 1946 erneut aufgetreten wa , Damit hat das ‘

LSG u,a„ der Eekundung des Zeugen B; : Rechnung getragen,

der erklärt hat, er habe dem Kläger nach seiner Entlassung ge—

sagt, er könne (in seiner orthopädischen Schuhmacherei) sofort

antreten, der Kläger habe jedoch wehmütig erklärt, er würde *

dies gern tun, aber er sehe doch so schlecht, Diese Feststel-

lung des LSG konnte vom Revisionsgericht verwertet werden, Sie

wird auch nicht durch die im Zusammenhang mit den Angaben des

Zeugen Stange stehenden Erwägung des LSG ausgeräumt, die Annah—
me des Beklagten möge richtig sein, daß der Kläger seinen cr—■

}

lernten Beruf in den ersten Nachkriegsjahren freiwillig aufge—

geben habe und aus wirtschaftlichen Gründen Weingärtner und

Landwirt geworden sei, Abgesehen davon, daß der Beklagte selbst

zugab, diese Fälle seien bis zur Währungsrefor„ KCiHO Sol

heit gewesen, hat sich aber das LSG damit nicht von der Rich

keit dieser Annahme überzeugt, sondern sie nur für möglich, aus

rechtlichen Gründen aber für unwesentlich gehalten, ninzu konnt,

daß die vom LSG festgehaltene Angabe des Zeugen Sn , der Klä—

ger habe nach Kriegsende geäußert, er habe mit s inen Weinbergen

genug zu tun, nicht in Wider5pruch zu der Aniahme steht, daß

der Kläger auch wegen des Augenleidens von der weiteren Ausübung

seines erlernten Berufes abgesehen hatc Aus der Feststellung des

LSG, daß der Kläger sich die Wiederaufnahme seines früheren Be—
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rufs als orthopädischer Schuhmachermeister nicht mehr zugémutet

hat, kann auch nicht etwa geschlossen werden, bei ihm sei kein

wirtschaftlicher Abstieg eingetreten° Sie weist aber andererseits

nach, daß der Kläger auf seine frühere Berufsausübung zumindest

gugh aus subjektiven gesundheitlichen Gründen verzichteteo Zwar

genügtc dieser subjektive Beweggrund noch nicht, um wegen beson—

deren beruflichen Betroffcnseins eine höhere MdB anzunehmen° Nach—

dem jedoch im Jahre 1955 eine erhebliche Verschlechterung des Sch?

vermögens eingetreten und dem Kläger dadurch die Ausübung seines

erlernten Berufes auch objektiv unmöglich geworden ist, sind von
diesem Zeitpunkt ab die Voraussetzungen des @ 30 Abs() 1 Satz 2

BVG (aF) bzw„ 5 30 Abs° 2 BVG (n?) erfüllto Rückschauend betreel■et

ht<erl?grimi■aögnuver$tändig gehandelt, wenn er dem vorhandenen

und ihm allein subjektiv voll bewußtcn Leiden dadurch Rechnung

trug, daß er sich bereits vor der erheblichen Sehverschlechterung

einem anderen Beruf zuwandte° Der Sénat konnte es dahingestcllt

sein lassen, ob eine besondere berufliche Betroffenheit im Sinne

des @30 BVGgllgig schon dann zu bejahen ist, wenn ein Beschä—
digter seinen erlernten Beruf gbjgktiy nicht mehr ausüben kann„
Das LSG hat dies für den Kläger jedenfalls nicht festgestellt,

sondern daneben dargetan‚ daß der Kläger jetzt einen Beruf ausübt,

der dem früheren (wirtschaftlich) nicht gleichwertig ist„ Ob bei

wirtschaftlicher Ungleichwertigkcit des jetzigen Berufe und ob—

jektiver Unmöglichkeit der Ausübung des früheren Berufs überhaupt

noch der Einwand gerechtfertigt ist, es fehle aus subjektiven ’

Gründen an einem besonderen beruflichen Betroffensein bzw° ob in

Ausnahmefällen ein früher freiwillig vorgenommener Berufswechsel

.der Anwendung des 5 30 Abs° 1 Satz 2 aF bzw() 5 30 Abso 2 n? BVG
schlechthin entgegensteht‚ brsu0hte der Senat angesi h '

gegebenen Sachverha ts nicht zu erörtern° Der Senat ist im übri—

es des hier

gen der Ansicht, daß unter dem "vor der Schädigung ausgeübten

Beruf" im Sinne des @ 30 BVG regelmäßig der vor der anerkannten

Gesundheitsstörung ausgeübte und nicht der vor einer späteren we—

sentlichen Verschlimmerung dieser Gesuhdheitsstörung ausgeübte

andere Beruf zu verstehen ist°

Die Revision des Beklagten kann aber auch keinen Erfolg haben,

soweit sie vor'ringt‚ das LSG habe die beim Kläger bestehende MdB
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um 30 V.H, im allgemeinen Erwerbsleben wegen der besonderen be—k

ruflichen Betroffenheit nicht um 20 V„H„ auf 50 v,H° erhöhen

dürfen° Die Entscheidung der Frage, in welchem Grade die Erwerbs—
fähigkeit eines Besehädigten durch Schädigungsfolgcn gemindert

vird, hat das Gericht nach seiner freien, aus dem Gesamtergeb—

nis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung zu treffen (vglo BSG

6, 267)° In der Revisionsinstanz kann deshalb die Schätzung des

Grades der MdB nur daraufhin nachgeprüft werden, ob das Gericht

@ 128 oder 5 103 SGG verletzt hat, Bezüglich des Grades der MdB

enthält jedoch die Revision keine Angaben, die einen Verstoß ge—

gen diese Verfahrensvorsehriften rügeno Mit der Revision macht

der Beklagte lediglich geltend, daß das LSG durch unrichtige

Auslegung des 5 30 Abs° 1 Satz 2 BVGund durch mangelhafte Prü—
fung der Frage, ob ein sozial gleiehwertiger Beruf vorliege, zu
Unrecht ein besonderes berufliches Betroffensein des Klägers an—

genommenhabe, ' ' ' ' ’ ‘ "'° ’

Da die Annahme eines besonderen beruflichen Betroffeneéiné durch

das LSG im Ergebnis gerechtfertigt ist und die vom Beklagten er—

hobenen Rügen nicht geeignet sind, eine Gesetzesverlctzung bei-

der Höhcrbewcrtung der MdB derzutun, war die Revision gemäß %170

Abs° 1 Satz 1 bzw° Satz 2 SGG zurückzuweisen° "

Die Kostenentseheidung beruht auf 5 193 SGG„
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